FE A 
Geſetz- Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


N. 3. e 


ON 


(Nr. 2536.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 27. Dezember 1844., betreffend die Stellung 
der Landtagskommiſſarien zu den ſtaͤndiſchen Ausſchuͤſſen und die Ernens 
nung der Stellvertreter für die Landtagskommiſſarien. 


ra Ich in den Propoſitionsdekreten vom 23. Februar und 30. April 
1841. zur Vorbereitung der Berathung der Provinzial-Landtage uͤber ſolche 
Propoſitionen, welche einer beſonders ausführlichen Grörterung bedürfen, die 
Einrichtung ftändifcher Ausſchuͤſſe, und durch die Verordnungen vom 21. Juni 
1842., um Mir die Gelegenheit zu geben, in der Zwiſchenzeit von einem Land— 
tage zum andern ſtaͤndiſche Organe mit ihrem Gutachten zu hören, fuͤr jede 
Provinz die Bildung eines ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes genehmigt habe, finde Ich 
fur noͤthig, zur Beſeitigung von Zweifeln über das Verhaͤltniß des Landtags: 
Kommiſſarius zu dieſen Ausſchuͤſſen nachſtehende Beſtimmungen zu treffen: 

1) Da durch die vorbereitenden Ausſchuͤſſe die Zeit, in welcher die Land— 
tagsabgeordneten zu Berathungen verſammelt ſind, erheblich verlaͤngert 
wird, und in einigen Provinzen der Verſammlungsort des Landtags und 
der Ausſchuͤſſe deſſelben nicht zugleich der Wohnort des Landtagskom— 
miſſarius iſt, ſo werde Ich kuͤnftig, nach Befinden der Umſtaͤnde, außer 
dem Landtagskommiſſarius auch noch einen Stellvertreter deſſelben fuͤr 
voruͤbergehende Behinderungsfaͤlle ernennen. Die Landtagskommiſſarien 
und ihre Stellvertreter bleiben, ſofern nicht in einzelnen Faͤllen ein An— 
deres angeordnet wird, auch nach Beendigung der Provinziallandtage fo 
lange in Wirkſamkeit, bis fuͤr die naͤchſten Landtage neue Kommiſſarien 
und Stellvertreter ernannt worden ſind. 

2) Die Landtagskommiſſarien nehmen den durch die Propoſitionsdekrete vom 
23. Februar und 30. April 1841. angeordneten vorbereitenden Aus— 
ſchuͤſſen gegenuͤber mit gleichen Rechten und Pflichten dieſelbe Stellung 
ein, welche ſie nach der beſtehenden Verfaſſung den Provinziallandtagen 
gegenuͤber inne haben. — Sie eroͤffnen dieſe Ausſchuͤſſe und legen den— 
ſelben die Geſetzentwuͤrfe vor. Sie ſind in Beziehung auf die vorberei— 
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tenden Ausſchuͤſſe eben ſo, wie in Beziehung auf die Landtage ſelbſt, 
befugt, den Eintritt zu muͤndlichen Eroͤffnungen zu verlangen, oder eine 
Deputation zu ſich zu entbieten. Die Landtagskommiſſarien haben von 
dieſer Befugniß in den geeigneten Faͤllen um ſo mehr Gebrauch zu ma— 
chen, als der Zweck jener Vorberathungen: den Staͤnden durch Ver⸗ 
mittelung des Ausſchuſſes einen möglichft klaren und vollftändigen Ueber- 
blick über die Motive und Abfichten, von welchen die Regierung bei den 
Propoſitionen ausgegangen, unter Umſtänden nur im Wege muͤndlicher 
Eroͤffnungen ſicher zu erreichen iſt. 

3) Die Protokolle der vorbereitenden Ausſchuͤſſe ſind gleich denen der Land— 
tage den Landtagskommiſſarien in beglaubigter Abſchrift, und, wo moͤg⸗ 
lich, nicht ſpaͤter, als bis zum vierten Tage nach der Sitzung zuzu⸗ 
ſtellen. 

4) Auf die durch die Verordnungen vom 21. Juni 1842. angeordneten 
Ausſchuͤſſe finden die Beſtimmungen unter 2. und 3. ebenfalls Anwen- 
dung, jedoch mit der Maßgabe, daß die Landtagskommiſſarien befugt 
ſind, an den Berathungen dieſer Ausſchuͤſſe, fo oft fie es angemeſſen 
finden, perſoͤnlich Theil zu nehmen, und dabei die zur vollftändigen und 
gründlichen Eroͤrterung der Gegenftände etwa noͤthigen Beamten zuzu— 
ziehen. 

5) Die Landtagskommiſſarien ſind ermächtigt, in Fallen einer dienſtlichen 
Abweſenheit oder einer voruͤbergehenden Behinderung die Rechte und 
Pflichten ihres Amtes ihren Stellvertretern zu uͤbertragen. 

Das Staatsminiſterium hat dieſe Meine Order durch die Geſetzſammlung 
bekannt zu machen. 
Berlin, den 27. Dezember 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2537.) 


(Nr. 2537.) Verordnung, betreffend die Einführung des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 
über die Benutzung der Privatfluͤſſe in dem Bezirk des Appellations⸗ 
gerichtshofes zu Köln. D. d. den 9. Januar 1845. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ıc. 

verordnen nach Anhörung Unferer getreuen Staͤnde der Rheinprovinz, auf den 
Antrag Unferes Staatsminiſteriums, daß das Geſetz vom 28. Februar 1843. 
ber die Benutzung der Privatfluͤſſe fortan auch in den Landestheilen, welche 
zum Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Koͤln gehoͤren, Anwendung finden 
ſoll, jedoch mit der Maßgabe, daß bei Entſcheidung der Frage: ob bei einer 
ewaͤſſerungsanlage ein uͤberwiegendes Landeskultur-Intereſſe obwalte? ($$. 24. 
und 32. jenes Geſetzes) das Intereſſe ſchon vorhandener, auf Triebwerken be— 
ruhender gewerblicher Anlagen im zweifelhaften Falle uͤber das der Bodenkul— 
tur zu ſtellen iſt. 

Ueber die in den Fallen des H. 47. eingelegten Rekurſe hat das, zufolge 
inſerer Verordnung vom 22. November 1844. zu errichtende Reviſionskolle— 
gum für Landeskultur⸗Sachen zu entſcheiden. a 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 9. Januar 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 
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